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Datum -

Auf die Beschwerde der Antragsstellerin wird der Beschluss des Sozialgerichts
HamÂ¬burg vom 17. August 2005 aufgehoben. Die Antragsgegnerin wird im Wege
der einstweiligen AnordÂ¬nung verpflichtet, der Antragstellerin die Zusicherung zu
den Aufwendungen fÃ¼r das mÃ¶bÂ¬lierte ZimÂ¬mer S. StraÃ�e, H. â�� bei K. â��
zu erteilen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde der Antragstellerin vom 30. August 2005 gegen den Beschluss des
SozialgeÂ¬richts Hamburg (SG) vom 17. August 2005, der das SG nicht abgeholfen
und die es dem LandessozialgeÂ¬richt (LSG) zur EntscheiÂ¬dung vorgeÂ¬legt hat,
ist statthaft (Â§ 172 SozialgeÂ¬richtsÂ¬gesetz â�� SGG -), form- und fristgeÂ¬recht
einÂ¬gelegt worden (Â§ 173 SGG) und auch sonst zulÃ¤sÂ¬sig. Sie ist auch
begrÃ¼ndet. Dem vom SG abgelehnten Antrag der BeschwerdefÃ¼hrerin auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung war in dem sich aus der Entscheidungsformel
ergebenÂ¬den Umfang zu entsprechen.

Einstweilige Anordnungen sind zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug
auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur
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Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG).
Der durch den beantragten vorÂ¬lÃ¤ufigen Rechtsschutz zu sichernde Anspruch
(Anordnungsanspruch) und die NotwendigÂ¬keit einer vorlÃ¤ufigen Sicherung
(Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen. Dies ist im Falle der Antragstellerin
geschehen. Nach dem Sachverhalt, wie er sich im Beschwerdeverfahren aufgrund
summarischer PrÃ¼fung darstellt, bestehen sowohl ein Anordnungsanspruch wie
auch ein Anordnungsgrund.

Vorab ist klarzustellen, dass die von der Antragsgegnerin durch Bescheid vom 13.
Juni 2005 erklÃ¤rte und durch Widerspruchsbescheid vom 18. Juli 2005 bestÃ¤tigte
Ablehnung der von der BeschwerdefÃ¼hrerin beantragten Zusicherung der
Ã�bernahme von Kosten einer UnterÂ¬kunft nicht bindend geworden ist. WÃ¤re
dies geschehen, so lÃ¤ge schon allein deswegen kein Anordnungsgrund vor. Jedoch
hat die Antragstellerin bei ihrer persÃ¶nlichen Vorsprache in der Antragstelle des
SG am 8. August 2005 â�� also innerhalb der Klagefrist â�� nicht nur den Erlass
einer einstweiligen Anordnung beantragt, sondern gleichzeitig Klage gegen die o. g.
Bescheide erhoben. Der seinerzeit von ihr zur Niederschrift gestellte Antrag, die
AntragsÂ¬gegÂ¬nerin zu verpflichten, ihr Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SozialgeÂ¬setzbuch â�� Zweites Buch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) zu gewÃ¤hÂ¬ren, beinÂ¬haltet
zumindest auch eine Klage gegen die von ihr gleichzeitig vorgelegten ablehnenden
Bescheide. Der Antrag ist von der aufnehmenden Stelle wohl wegen der von der
AntragstelÂ¬lerin betonten EilbedÃ¼rftigkeit als Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung bezeichÂ¬net und behandelt worden. Sie hat es
versÃ¤umt, ihn auch als Klage zu behandeln. HierfÃ¼r hÃ¤tte umso mehr Anlass
bestanden, als der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ohne die
AnÂ¬fechtung des Widerspruchsbescheides hÃ¤tte erfolglos bleiben mÃ¼ssen.

Des Weiteren ist die Antragstellerin nicht schon wegen der von ihr betriebenen
Ausbildung aus dem durch Â§ 7 Abs. 1 bis 3 Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) defiÂ¬nierten Kreis der nach diesem
Gesetz Anspruchsberechtigten ausgeschlossen. Zwar haben AuszubilÂ¬dende,
deren Ausbildung im Rahmen des BundesausÂ¬bildungsfÃ¶rderungsgesetÂ¬zes
(BAfÃ¶G) dem Grunde nach fÃ¶rderungsfÃ¤hig ist â�� was hier gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.
1 Nr. 1 BAfÃ¶G fÃ¼r die SchulausÂ¬bildung der Antragstellerin am
WirtschaftsÂ¬gymnasium zutrifft â�� keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts (Â§ 7 Abs. 5 SGB II) und kÃ¶nnen damit auch die zu diesen
Leistungen gehÃ¶renden angemesseÂ¬nen Kosten fÃ¼r Unterkunft und HeiÂ¬zung
(Â§ 19 SGB II) nicht beanÂ¬spruchen. Diese BestimÂ¬mung findet hier jedoch keine
AnwenÂ¬dung, da der Anspruch der Antragstellerin auf LeistunÂ¬gen der
AusbildungsfÃ¶rderung durch Â§ 2 Abs. 1a BAfÃ¶G ausgeÂ¬schlossen ist. Dieser
BestimÂ¬mung zufolge wird fÃ¼r den Besuch der in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten
AusbildungsstÃ¤tten AusbildungsfÃ¶rderung nur geleistet, wenn der
AuszubilÂ¬dende nicht bei seinen Eltern wohnt und 1. von der Wohnung der Eltern
aus eine entsprechende zumutbare AusbildungsstÃ¤tte nicht erreichbar ist, 2. einen
eigenen Haushalt fÃ¼hrt und verheiratet ist oder war, 3. einen eigenen Haushalt
fÃ¼hrt und mit mindestens einem Kind zusammenlebt. Diese Voraussetzungen sind
im Falle der Antragstellerin nicht erfÃ¼llt. FÃ¼r die VoraussetzunÂ¬gen unter Nr. 1
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gilt dies im Hinblick auf den Umstand, dass die Mutter der Antragstellerin dieser das
Wohnrecht mit Wirkung zum 31. August 2005 wegen stÃ¤ndiger Differenzen und
UnvertrÃ¤glichkeiten schriftlich gekÃ¼ndigt hat, d. h. die Antragstellerin auf Dauer
aus der bis dahin gemeinsam genÃ¼tzten Wohnung gewiesen hat, und das
Jugendamt A. am 30. August 2005 den problematischen familiÃ¤ren Hintergrund
der Antragstellerin bestÃ¤tigt und die rÃ¤umliche Trennung unter
jugendhilferechtlichen Gesichtspunkten befÃ¼rwortet hat. Von der ErmÃ¤chtigung
durch Â§ 2 Abs. 1a Satz 2 BAfÃ¶G, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates zu bestimmen, dass Ã¼ber Satz 1 hinaus AusbildungsfÃ¶rderung fÃ¼r
den Besuch der in Absatz 1 bezeichneten AusbildungsstÃ¤tten auch in den FÃ¤llen
zu leisten ist, in denen die Verweisung des Auszubildenden auf die Wohnung der
Eltern aus schwerÂ¬wiegenden soziÂ¬alen GrÃ¼nden unzumutbar ist, hat die
Bundesregierung bislang keinen Gebrauch gemacht.

Vor Abschluss eines Vertrages Ã¼ber eine neue Unterkunft sollen erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rfÂ¬tige die Zusicherung des kommunalen TrÃ¤gers zu den
Aufwendungen fÃ¼r die neue UnterÂ¬kunft einholen. Dieser ist zur ZusicheÂ¬rung
nur verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen fÃ¼r die
neue UnterÂ¬kunft angemessen sind (Â§ 22 Abs. 2 SGB II). Diese Voraussetzungen
liegen hier vor. Nachdem die 19 Jahre alte Antragstellerin die mit der Mutter
genutzte Wohnung auf deren Veranlassung verlassen musste, stellt sich nicht mehr
die Frage nach der Notwendigkeit eines Umzugs, sonÂ¬dern nur die Frage nach der
Notwendigkeit der Anmietung einer eigenen Wohnung bzw. einer eigenen
Unterkunft. Diese Notwendigkeit hÃ¤lt der Senat fÃ¼r gegeben. Sie wird
insbesondere durch den von ihr mitgeÂ¬teilten Umstand, dass sie zurÂ¬zeit bei
einer Freundin schlafen darf, nicht in Frage gestellt, denn sie benÃ¶Â¬tigt als
SchÃ¼lerin der 11. Klasse des Wirtschaftsgymnasiums nicht nur eine
SchlafgeleÂ¬genheit, sonÂ¬dern einen Raum, in den sie sich zurÃ¼ckziehen und
ungestÃ¶rt lernen und Hausaufgaben erleÂ¬digen kann. Zudem hanÂ¬delt es sich
insofern um eine NotlÃ¶Â¬sung zur VerÂ¬meidung einer ansonsÂ¬ten
eintretenden Obdachlosigkeit der Antragstellerin, um eine GefÃ¤lligkeit ihrer
Freundin, die die Allgemeinheit nicht zur VerÂ¬meidung eigener diesbezÃ¼glicher
Aufwendungen unbefristet erwarten darf.

Der Senat hat auch keine durchgreifenden Zweifel an der Angemessenheit der
Kosten der von der Antragstellerin in Betracht gezogenen Unterkunft. Die von ihr
beabsichtigte AnmieÂ¬tung eines Zimmers von 20 qm fÃ¼r 260 EUR inklusive
Strom und Heizkosten zur Untermiete bleibt in jeder Hinsicht innerhalb des von den
Fachlichen Vorgaben der Antragsgegnerin zu Â§ 22 SGB II â�� Leistungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung â�� vom 15.10.2004 â�� gezogenen RahÂ¬mens. Der
Senat braucht sich deshalb mit den dort unter Ziffer 2 formulierten besonderen
MaÃ�stÃ¤ben fÃ¼r die Angemessenheit des Wohnraums fÃ¼r junge, allein
stehende HilfebedÃ¼rfÂ¬tige nicht auseiÂ¬nanderzusetzen.

SchlieÃ�lich dÃ¼rfte die Antragstellerin auch hilfebedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 22
Abs. 2 SGB II sein, da sie ihren notwenigen Bedarf zumindest gegenwÃ¤rtig nicht
ausreichend aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln, vor allem nicht durch Aufnahme
einer zumutbaren Arbeit oder aus dem zu berÃ¼ckÂ¬sichtigenden Einkommen oder
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VermÃ¶gen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen,
insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer SozialleistunÂ¬gen
erhÃ¤lt (Â§ 9 Abs. 1 SGB II).

Es besteht nach dem Ausscheiden aus dem Haushalt der Mutter zunÃ¤chst ein
Hilfebedarf in HÃ¶he der Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts, d. h.
von 345 EUR. Ferner besteht ein Bedarf in HÃ¶he der Kosten von Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he von 244 EUR. Es kann insofern nicht die volle vom kÃ¼nftigen
Vermieter mit 260 EUR bezifferte Miete berÃ¼cksichtigt werden, denn diese
enthÃ¤lt auch die Kosten fÃ¼r (elektrische) Energie, die bereits mit dem Regelsatz
abgegolten sind. Da die monatlich anfallenden Energie- bzw. Stromkosten nach
Auskunft des VerÂ¬mieters nicht mit einem bestimmten Betrag getrennt
ausgewiesen werden kÃ¶nnen, hÃ¤lt es der Senat fÃ¼r angemessen, diese auf der
Grundlage einer telefoniÂ¬schen AusÂ¬kunft der HamÂ¬burgischen
ElektrizitÃ¤tswerke (HEW) mit 16 EUR zu veranschlagen. Es handelt sich dabei um
die HÃ¤lfte des Betrages, den die HEW bei der Anmeldung eines Zwei-PersoÂ¬nen-
Haushalts, der Ã¼ber E-Herd, KÃ¼hlschrank und Waschmaschine verfÃ¼gt und in
dem Warmwasserbereitung und Heizung nicht durch Strom betrieben werden, als
monatliche VorÂ¬auszahlung fordern. Dem Gesamtbedarf in HÃ¶he von 589 EUR
stehen als EinkÃ¼nfte der Antragstellerin gegenÃ¼ber das Kindergeld in HÃ¶he von
154 EUR und der von der Mutter der Antragstellerin unter Berufung auf eine
entsprechende Information durch das Jugendamt zugesagte Unterhalt in HÃ¶he von
306 EUR monatlich, insgesamt also 460 EUR. Es ergibt sich ein nicht gedeckter
Bedarf in HÃ¶he von 129 EUR. Zwar ist ein Unterhaltsanspruch der Antragstellerin
in dieser HÃ¶he nach der zur Berechnung von UnterhaltsansprÃ¼chen zumeist
verwendeten so genannten DÃ¼sseldorfer Tabelle nicht nachvollziehbar. Diese
weist â�� in der ab dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung â�� fÃ¼r ein
NettoÂ¬einkommen zwischen 1500 und 1700 EUR monatlich, wie es die Mutter der
Antragstellerin nachgewiesen hat, einen Unterhaltsanspruch fÃ¼r ein Kind nach
Vollendung des 18. LebensÂ¬jahres in HÃ¶he von 382 EUR aus. Es bedarf jedoch
keiner Feststellungen des Senats zur exakten HÃ¶he des Unterhaltsanspruchs, denn
bei der PrÃ¼fung der gegenwÃ¤rtigen BedÃ¼rftigkeit kann allenfalls der von der
Mutter zugesagte und deshalb wahrscheinlich ohne VerzÃ¶gerung zu realisierende
Unterhalt als Einkommen unterÂ¬stellt werden. Sollte die Antragsgegnerin zur
Ã�berzeugung gelangen, dass der Antragstellerin ein hÃ¶herer Unterhaltsanspruch
zusteht, kann sie diesen gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 zweiter Halbsatz
Buchst. b SGB II auf sich Ã¼berleiÂ¬ten. Aus gegebenem Anlass ist allerdings
klarzustellen, dass die Mutter der volljÃ¤hrigen Antragstellerin dieser entgegen der
Auffassung der Antragsgegnerin nicht gemÃ¤Ã� Â§ 1603 Abs. 2 Satz 2 BGB
gesteigert unterhaltspflichtig ist, denn ihre Tochter lebt nicht mehr in ihrem
HausÂ¬halt und gehÃ¶rt deshalb auch nicht zum Kreis der so genannten
privileÂ¬gierten VolljÃ¤hrigen. Ferner ist dem unterhaltsberechtigÂ¬ten Kind â��
hier der AntragstelÂ¬lerin â�� ausgeÂ¬zahltes Kindergeld gemÃ¤Ã� Â§ 1612b Abs.
3 BÃ¼rgerliÂ¬ches Gesetzbuch (BGB) in voller HÃ¶he auf den Unterhalt
anzurechnen.

Ebenso wenig kann eine Verminderung oder gar Aufhebung der BedÃ¼rftigkeit der
AntragÂ¬stellerin durch Einkommen aus einer geringfÃ¼gigen ErwerbstÃ¤tigkeit
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unterstellt werden. Der Senat hat schon erhebliche Zweifel, ob von der
Antragstellerin als SchÃ¼lerin der 11. Klasse eines Gymnasiums eine solche
ErwerbstÃ¤tigkeit verlangt werden kann. Abgesehen davon ist in keiner Weise
belegt, dass sie ein solches EinÂ¬kommen tatsÃ¤chlich schon erzielt.

Angesichts der ohne die GefÃ¤lligkeit ihrer Freundin drohenden Obdachlosigkeit der
AntragÂ¬stellerin ist die beantragte einstweilige Anordnung zur Vermeidung
wesentlicher Nachteile fÃ¼r die Antragstellerin auch notwendig.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf der entsprechenden Anwendung des
Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG nicht anfechtbar.

Erstellt am: 11.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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